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Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 26. 


(Nr. 2371.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Mai 1843., betreffend die Erhöhung der 
Gewerbeſteuer für die Angehörigen ſolcher Staaten, in denen die diesſeitigen 
Unterthanen in gewerbſteuerlicher Beziehung ungünſtig behandelt werden. 


I Betracht der Höhe der Abgaben, welche diesſeitige Unterthanen in mehre— 
ren Staaten zu entrichten haben, wenn ſie daſelbſt Waarenbeſtellungen auf Pro⸗ 
ben umherziehend ſuchen, Waarenankaͤufe im Umherziehen machen, oder ſonſt 
ein Gewerbe im Umherziehen betreiben, ermaͤchtige Ich auf Ihren gemeinſchaft⸗ 
lichen Bericht vom 17. v. M. Sie, den Finanzminiſter, die durch das Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetz vom 30. Mai 1820. beſtimmte Steuer für die Angehörigen ſolcher 
Laͤnder, in welchen die diesſeitigen Unterthanen hinſichtlich der von ihnen zu ent— 
richtenden Gewerbsabgaben (Gewerbe-, Patentſteuern u. ſ. w.) minder guͤnſtig, 
als die eigenen Angehoͤrigen jener Laͤnder behandelt und außer Verhaͤltniß zu 


der, von den Angehoͤrigen anderer Laͤnder in Meinen Staaten zu entrichtenden 


Steuer belaſtet werden, noͤthigenfalls bis auf das Achtfache zu erhoͤhen. Eine 
gleiche Steuererhoͤhung kann auch fuͤr diejenigen, welche den vorbezeichneten 
Laͤndern nicht angehoͤren, in dem Falle angeordnet werden, wenn ſie fuͤr Rech⸗ 
nung der Angehoͤrigen ſolcher Laͤnder irgend ein Gewerbe im Umherziehen im 


diesſeitigen Gebiete betreiben. — Wer ohne Entrichtung der nach der gegen⸗ 


waͤrtigen Order und nach den in Folge derſelben erlaffenen Anordnungen zu er— 
legenden Gewerbeſteuer ſelbſt, oder durch andere, ein von dieſer Steuer betroffe⸗ 
nes Gewerbe betreibt, oder es unternimmt, dieſe Steuer ganz oder theilweiſe 
auf irgend eine Art zu umgehen, hat neben der Konſiskation der, des Gewerbes 
wegen mitgefuͤhrten Gegenſtaͤnde das Vierfache der erhoͤheten Jahresſteuer als 
Strafe verwirkt. Hinſichtlich des Verfahrens gegen die Kontravenienten kom⸗ 
men die in Betreff der Zuwiderhandlungen gegen das Gewerbeſteuergeſetz uͤber⸗ 
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haupt beſtehenden Beftimmungen zur Anwendung. Die weiteren Anordnungen, 
welche zur Ausführung der gegenwaͤrtigen, durch die Geſetzſammlung zu pubfi- 
zirenden Order, erforderlich ſind, haben Sie, der Finanzminiſter, durch die 
Amtsblaͤtter bekannt zu machen. 

Potsdam, den 22. Mai 1843. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminifter Frh. v. Buͤlow und v. Bo delſchwingh. 


* 
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— Bun 


(Nr. 2372.) Verordnung, wegen Einführung eines gleichen Haspelmaaßes für Handgeſpinnſt 
aus Flachs in der Provinz Weſtphalen. Vom 14. Juli 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Beſeitigung der Nachtheile, welche aus der haͤufig bemerkten Un⸗ 
richtigkeit und Unregelmaͤßigkeit des Weſtphaͤliſchen Handgeſpinnſtes für deſſen 
auswaͤrtigen Abſatz und fuͤr die Leinewandweberei entſtanden ſind, auf den Vor⸗ 
ſchlag Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Weſtphalen und auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, für Unſere Provinz Weſtphalen, was folgt: 


§. 1. f 

In der Provinz Weſtphalen ſollen fuͤr das zum Verkauf beſtimmte 
Handgeſpinnſt aus Flachs nur Haspel gebraucht werden, deren Umfang zwei 
Preußiſche Ellen betraͤgt. 

Die zu dieſem Zweck im Haufe des Spinners ſich vorfindenden Haspel 
muͤſſen auf der Nabe und den Rädern geaicht und mit wohlbefeſtigten (feftgenie- 
teten) Haspelſtangen verſehen ſeyn; es duͤrfen keine Stangen mit Knien (Aus⸗ 
zuͤgen) oder bewegliche Querſtangen (Kruͤcken) angebracht werden. 


§. 2. 
Ein Stuͤck Voll⸗ oder Moltgarn muß 20 volle Gebinde, jedes Gebinde 
60 Faͤden, folglich der Faden des ganzen Stuͤckes 2400 Ellen halten. 


§. 3. 
Das Flachsgarn darf nicht mit Hanfgarn vermiſcht, verſchiedene Garn⸗ 
ſorten duͤrfen nicht in einem Stuͤcke zuſammengehaspelt werden. 


§. 4. 
i Flachsgarn von vorſchriftswidriger Länge, falſcher Binde- oder Fadenzahl 
darf nicht feilgeboten oder verkauft werden. 


$. 5. 
Uebertretungen dieſer Vorſchriften werden mit einer Strafe von 15 Sgr. 
bis 5 Thlr. polizeilich geahndet neben Konfiskation der bei Garnverkaufenden ge⸗ 
fundenen vorſchriftswidrigen Haspel und des unrichtig gehaspelten Garns. 


$. 6. 

Um den Spinnern Zeit zu laſſen, die Abaͤnderung der vorhandenen 
Haspel zu bewirken, ſoll die gegenwaͤrtige Verordnung erſt Ein Jahr nach ihrer 
Verkuͤndigung in Kraft treten. Von dieſem Zeitpunkt ab werden die Beſtim⸗ 

(Nr. 2372.) mungen 


— — 
mungen des §. 21. der Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16. Mai 1816, in 
ſo weit ſie dieſen Vorſchriften entgegenſtehen, fuͤr den Bereich der Provinz 
Weſtphalen hierdurch aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 


drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 14. Juli 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prim von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. 
v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


